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Zum 70. Jahrestag der Grün-
dung Israels und der damit
einhergehenden Vertreibung

hunderttausender Palästinenser-
*innen haben Mitglieder mehrerer
Organisationen in Österreich, die
sich für einen gerechten Frieden im
Nahen Osten engagieren, eine par-
lamentarische Bürger*innen-Initiati-
ve gestartet. Darin wird die Aner-
kennung des Staates Palästina
durch Österreich gefordert, wie sie
bereits 1956 für den Staat Israel
erfolgte. Für die Einreichung im
Parlament und die Behandlung im
Petitionsausschuss sind minde-
stens 500 Originalunterschriften
wahlberechtigter österreichischer
Staatsbürger*Innen nötig (s. Beila-
ge). Unterstützt wird die Initiative
auch von einem Personenkomitee,
das am 28. Juni damit an die
Öffentlichkeit tritt.

Was steht im Text –
und was nicht?

Trotz formaler Zuständigkeit der
Bundesregierung wendet sich die
Bürger*inneninitiative ans Parla-
ment, weil nur so diese bestimmte
Form der Partizipation möglich ist.
Eine Parlamentarische Bürger-
*inneninitiative (BI) ist die niedrigst-
schwellige Möglichkeit der Bürger-
*innenbeteiligung an der politi-
schen Willensbildung und Ent-
scheidungsfindung – mit weniger
Verbindlichkeit und Aufwand als ein
Volksbegehren oder gar eine
Volksbefragung oder –abstim-
mung, aber mehr als eine bloße
Unterschriftenaktion. Nach der
Sammlung einer ausreichenden
Zahl an Unterschriften und der Ein-
reichung der BI im Parlament wird
sie dem Petitionsausschuss zuge-
wiesen und dort behandelt. Wäh-
rend dieser Phase (normaler Weise
einige Wochen bis Monate) wird die

BI auch auf der Webseite des Par-
laments veröffentlicht und kann
dort dann online von weiteren Per-
sonen unterstützt werden. Im Text
wird deshalb der Nationalrat er-
sucht, umgehend Schritte zur
ehestmöglichen diplomatischen
Anerkennung des Staates Palästi-
na einzuleiten und demgemäß auf
die österreichische Bundesregie-
rung einzuwirken.

Die Begründung für diese Forde-
rung geht zunächst auf die offiziell
in allen Dokumenten und Stellung-
nahmen Österreichs, der EU und
der Vereinten Nationen anerkannte
sog. „Zweistaatenlösung“ ein. Die
diplomatische Anerkennung des
Staates Israel durch Österreich
1956 wird ausdrücklich begrüßt.
Gleichzeitig wird festgestellt, dass
das „Gegenstück“, die Anerken-
nung Palästinas, im Unterschied zu
136 anderen Staaten (darunter 9
jetzige EU-Mitglieder, die diesen
Schritt teilweise noch unter ande-
ren politischen Bedingungen 1988
vollzogen haben) noch aussteht.

Im Folgenden wird kurz auf die ent-
scheidenden historischen Grund-
daten 1947/48 (UNO-Teilungsplan,
Resolution 181, Gründung des
Staates Israel mit einhergehender
Vertreibung palästinensischer Be-
wohner*innen des Landes, sog.
„Nakba“) sowie 1967 (Besetzung
der Gebiete jenseits der „Grünen
Linie“ durch Israel, also des West-
jordanlandes, des Gazastreifens
und Ost-Jerusalems) eingegangen
und deren Auswirkungen auf die
palästinensische Bevölkerung und
einen für diese vorgesehenen Staat
hingewiesen. Folgt man der bisher
vertretenen internationalen Argu-
mentationslinie, so bietet eine
Zweistaatenlösung die geeignetste
Grundlage für ein friedliches,

gemeinsames Zusammenleben in
der Region. Die BI geht nicht auf
andere, teils ebenfalls diskutierte
Lösungsansätze wie eine Ein-Staa-
ten-Lösung ein.

Schließlich wird auf die Gefahr des
endgültigen Scheiterns jedes Nah-
ost-Friedensprozesses, wie er u.a.
in den Osloabkommen 1993 und
1995 vereinbart wurde, durch die
aktuellen politischen Entwicklun-
gen der letzten 20 Jahre verwie-
sen. In dieser Situation sehen die
Aufrufenden nur im entschiedenen
Eintreten von internationalen Orga-
nisationen, einzelnen Staaten und
zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen noch eine Chance für die
Umsetzung einer Zweistaatenlö-
sung. Österreich könnte in diesem
Kontext durch die Anerkennung
Palästinas selbst einen Beitrag
zum Frieden leisten und gleichzei-
tig neue internationale Initiativen
wie eine Nahost-Friedenskonfe-
renz anregen und unterstützen. So
müssten die wiederholten Bekennt-
nisse und Versprechen endlich
ernst genommen werden. Aus frie-
denspolitischer und gewaltfreier
Sicht bildet ein (halbwegs) gleich-
wertiger Status von Konfliktparteien
eine Voraussetzung für einen Dia-
log auf „Augenhöhe“, weshalb eine
Anerkennung Palästinas einen
wichtigen Fortschritt in Richtung
einer Wiederaufnahme des Frie-
densprozesses bilden würde. Das
bedeutet nicht, bestimmte Lösun-
gen in konkreten Fragen vorwegzu-
nehmen, sondern überhaupt erst
eine tragfähige Basis für einen Ver-
handlungsprozess der Betroffenen
zu schaffen.

Der Text der Petition konzentriert
sich stark auf einen völkerrecht-
lichen Standpunkt und blendet aus
diesem Grund andere Aspekte aus:
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die historischen Gründe, die
schließlich 1948 wesentlich mit zur
Gründung des Staates Israel beitru-
gen, also sowohl die antisemiti-
schen Verfolgungen von Jüdinnen
und Juden in Europa seit vielen
Jahrhunderten wie v.a. das Verbre-
chen der Shoa im ‚Dritten Reich‘;
die politischen und militärischen
Auseinandersetzungen um die Exi-
stenz Israels und seine Position im
Nahen Osten, u.v.m. 

Zum aktuellen Kontext

Die Argumentation aus friedenspo-
litischer Sicht auf einem gewalt-
freien Hintergrund geht prinzipiell
davon aus, dass für einen echten
Dialog zwischen Konfliktparteien
ein gewisses Gleichgewicht der
Macht gegeben sein muss. Unter
diesem Gesichtspunkt soll deshalb
hier noch auf einige aktuelle Ent-
wicklungen des Konflikts eingegan-
gen werden.

Auf der internationalen Ebene bzw.
„vor Ort“ haben zwei Ereignisse die
Diskussion der letzten Wochen
geprägt. Einerseits die Verlegung
der US-Botschaft nach Jerusalem,

die mit einem bisher beachteten
„Tabu“ gebrochen hat: dass die
internationale Staatenwelt die
Annexion Jerusalems und seine
Beanspruchung als „ewige, unge-
teilte Hauptstadt“ durch Israel nicht
anerkennt, sondern den Status
Jerusalems als Teil einer auszuver-
handelnden Lösung des Konflikts
betrachtet. Durch die Verlegung
ihrer Botschaft signalisieren die
USA, dass sie bereit sind geschaf-
fene Fakten ohne das Bestehen
auf weiteren Verhandlungen zu
akzeptieren, und stärken damit die
Position der ohnehin dominieren-
den Konfliktpartei. 

Andererseits haben palästinensi-
sche Organisationen, v.a. im Gaza-
Streifen, im Frühjahr zum „Marsch
für die Rückkehr“ 70 Jahre nach
ihrer Vertreibung aufgerufen. Frei-
tag für Freitag organisierten Palä-
stinenser*innen am Grenzzaun
zwischen Gaza und Israel großteils
unbewaffnete Proteste und ver-
suchten zum Zaun vorzudringen.
Seither starben weit über hundert
Palästinenser*innen durch die
Kugeln israelischer Scharfschütz-
*innen, mehrere tausend wurden

verwundet. Trotz vieler Proteste
innerhalb Israels sowie von Seiten
der EU und von Menschenrechts-
und anderen Organisationen – v.a.
mit der Begründung der Unverhält-
nismäßigkeit der eingesetzten
Mittel – war die Wahrnehmung in
den meisten Medien davon
geprägt, dass hier „Terroristen“,
aufgestachelt von der Hamas, in
Massen die Grenze nach Israel
stürmen wollten und der Armee
daher keine andere Wahl blieb als
sich zu verteidigen und scharf zu
schießen. Uri Avnery, ehem. zionis-
tischer Freiheitskämpfer und Frie-
densaktivist, beschreibt in einem
Artikel vom 9. Juni (‚Are YOU
Brainwashed?‘, www.zope.gush-
shalom.org) den Prozess der
Beeinflussung der öffentlichen Mei-
nung durch die israelische Propa-
ganda. Betrachtet man die Protest-
aktionen mit der „Brille der gewalt-
losen Aktion“, so kann man darin
auch einen neuen Ansatz, den Ver-
zicht auf (Waffen-)Gewalt, erken-
nen, der auf längere Sicht zu einer
Annäherung an eine balanciertere
Machtverteilung führen könnte.
Jedenfalls weisen historische Bei-
spiele und einschlägige empirische
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Untersuchungen gewaltfreien, zivi-
len Widerstandes darauf hin, dass
der „Erfolg“ solcher Strategien
wesentlich von der Entziehung der
Unterstützung für gewaltsame Vor-
gehensweisen abhängt. 

Zum Schluss sei auch noch ein kur-
zer Blick auf aktuelle österreichi-
sche Positionen zum israelisch-
palästinensischen Konflikt gewor-
fen. Die Regierungsbeteiligung der
FPÖ hat dazu geführt, dass Israel
ein Einfrieren der diplomatischen
Kontakte zu den von der FPÖ
besetzten Ministerien (einschließ-
lich des Außenministeriums) auf
höchster Ebene beschlossen hat.
Könnte das der Grund dafür sein,
dass sich die ÖVP seither um eine
besonders Israel-freundliche Politik
bemüht? Schon die Teilnahme des
österreichischen Botschafters an
der Eröffnung der US-Botschaft in
Jerusalem sorgte teilweise für Ver-
wunderung (und hatte die zeitweise
Rückbestellung des palästinensi-
schen Botschafters in Wien zur Fol-
ge), der Besuch von Bundeskanz-
ler Kurz in Israel (ohne den bisher
üblichen Parallelbesuch in Ramal-
lah) entlockte Israels Premier Net-
anjahu sogar die Aussage, dass in
Österreich dzt. die Israel-freund-
lichste Regierung aller Zeiten an
der Macht sei. Man könnte sich fra-
gen, wie dieser Spagat zwischen
Lob und Tadel überhaupt glücken
kann, wenn nicht vielleicht auch
noch andere Motive und (gemein-
same) Interessen im Hintergrund
stehen. Jedenfalls scheinen diese
Aktionen der österreichischen
Außenpolitik eher eine Verschie-
bung der Machtverhältnisse zu
Ungunsten der palästinensischen
Seite zu implizieren. 

Vielleicht gelingt es der parlamen-
tarischen Bürger*innen-Initiative
mit Hilfe Ihrer Unterschrift zumin-
dest, hier einen Schritt zu einer
dem Frieden dienenden politischen
Konstellation beizutragen?
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AKTIV SEIN 
IM VERSÖHNUNGSBUND!

• MITGLIED WERDEN! – Als Mitglied beim Internationalen Versöh-
nungsbund, österreichischer Zweig, setzt du ein Zeichen für die
Gewaltfreiheit. 

Du bekommst am Anfang des Jahres unseren Jahresbericht und viertel-
jährlich unsere Zeitschrift „Spinnrad" zugesandt. Außerdem halten wir dich
durch unseren monatlichen Email-Newsletter sowie durch Veranstaltungs-
tipps auf dem Laufenden, damit du immer weißt, was bei uns im Moment
los ist        

- Mitgliedsbeitrag: €45, ermäßigt: €30 pro Jahr

- Bis 31. August 2018 Mitglied werden und Hildegard Goss-Mayrs Buch
„Der Mensch vor dem Unrecht. Spiritualität und Praxis - Gewaltlose Befrei-
ung” als Willkommensgeschenk erhalten! 

Mehr unter: www.versoehnungsbund.at/sommer

• SPENDEN! - Eine Spende ermöglicht unsere Arbeit für Frieden,
Gerechtigkeit und Menschenrechte! 

Als unabhängiger Verein wird die Arbeit des Versöhnungsbundes zum
größten Teil durch Beiträge und Spenden unserer Mitglieder, Förderer und
Förderinnen finanziert, dabei zählt jeder Beitrag (Kontoinformationen kön-
nen dem beiliegenden Zahlschein entnommen werden)!

• Möglichkeiten zur freiwilligen MITARBEIT!

Wir freuen uns immer über Menschen, die sich mit ihren Interessen und
Fähigkeiten bei uns einbringen wollen. Wir freuen uns über helfende Hän-
de – auch wenn die Mitarbeit nur gelegentlich stattfindet. Nähere Auskünf-
te dazu geben wir gerne auf Anfrage!

Kontakt und Information:

Online: www.versoehnungsbund.at

E-mail: office@versoehnungsbund.at

Tel.: 01 - 408 5332

� Bist du noch kein Mitglied?
Unter www.versoehnungsbund.at/mitglied-werden/ kannst du das
ändern!

� Du bist bereits Mitglied?
Vielleicht kennst du ja Menschen, die ebenfalls an Gewaltfreiheit
interessiert sind und beim VB Mitglied werden oder das „Spinnrad"
abonnieren wollen!


